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Befragt, woran er kurz vor dem Start der Apollo 15 gedacht 
habe, als er in der Rakete saß und auf den Start wartete, ant-
wortete der Astronaut David Scott: „You just sit there thin-
king that this piece of hardware has 400,000 components, 
all of them built by the lowest bidder." 

Vorwort 

Die vorliegende Arbeit beschreibt und analysiert den inzwischen mehr als drei-
ßig Jahre währenden Koordinierungsprozeß der Vergabe öffentlicher  Aufträge in 
der Europäischen Union, deren Ausgangspunkt die Liberalisierung des öffentli-
chen Auftragswesens war. Der Schwerpunkt lag folglich zunächst auf dem Abbau 
diskriminierender Handelspraktiken in den sechziger und Anfang der siebziger 
Jahre. Erst darauf folgte die eigentliche Koordinierung, also die Anpassung der na-
tional sehr unterschiedlichen Vergabesysteme in der Europäischen Union an grund-
legende Prinzipien eines an der Idee des Wettbewerbs ausgerichteten Vergabekon-
zeptes. Dieser Prozeß ist bis heute nicht abgeschlossen. Die Ursachen dafür sind 
vielfältig: In einigen Staaten der Europäischen Union - so etwa in Deutschland -
besitzt die formalisierte  Vergabe öffentlicher  Aufträge eine beinahe hundert Jahre 
währende Tradition, die sich nicht in wenigen Jahren aufbrechen und neu fassen 
läßt. Darüber hinaus wurde und wird die Vergabe öffentlicher  Aufträge, die erheb-
lichen Anteil am Bruttoinlandsprodukt der EU-Mitgliedstaaten haben, nach keyne-
sianischem Vorbild zur Konjunktursteuerung eingesetzt, was in Zeiten der Stagna-
tion oder gar Depression den Verbleib der vergebenen Aufträge im Vergabeland 
voraussetzt. Daneben eignet sich die Vergabe öffentlicher  Aufträge zur Förderung 
bestimmter wirtschaftlicher  oder sozialer Gruppierungen, die in der Regel aber nur 
für das eigene Land angestrebt wird. Und schließlich stößt es auch bei Unterneh-
men und Steuerzahlern häufig noch immer auf Unverständnis, wenn ein großer 
Teil öffentlicher  Aufträge ins Ausland vergeben wird. Dieses Argument wiegt um 
so schwerer, je schwächer die Konjunktur und - damit verbunden - je höher die 
Arbeitslosigkeit im eigenen Lande ist. 

Um einen breiten Bogen zu spannen und die Schwierigkeiten, aber auch die 
Möglichkeiten einer Koordinierung der Vergabe öffentlicher  Aufträge zu demon-
strieren, zeigt die vorliegende Arbeit im ersten Teil die Ausgangssituation des Ko-
ordinierungsprozesses auf. Sie geht dabei auf wirtschaftliche Nachteile ein, die in-
nerhalb der Europäischen Union dadurch entstanden sind, daß die Mitgliedstaaten 
die Vergabe öffentlicher  Aufträge in der Vergangenheit in der Regel lediglich auf 



8 Vorwort 

das eigene Hoheitsgebiet beschränkt haben. Im zweiten Teil wird der Beginn und 
der Fortgang des Koordinierungsprozesses beschrieben. Ausgangspunkt sind dabei 
die im EG-Vertrag manifestierten Freiheiten, die in ihrem Bezug auf das öffentli-
che Auftragswesen dargestellt und in ihrem Zusammenspiel und ihren Wechselwir-
kungen erläutert werden. Danach erst folgt die Darstellung des eigentlichen Koor-
dinierungsprozesses, dessen Rechtsgrundlagen zunächst aufgezeigt werden. Sehr 
eingehend werden dann die ergriffenen  Maßnahmen im Bereich Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungen sowie in den sogenannten ausgenommenen Sektoren beschrieben 
und vor dem Hintergrund des angestrebten Ziels - der Schaffung  eines einheitli-
chen EU-Vergabemarktes - analysiert. Ergänzt wird die Koordinierung von flan-
kierenden Maßnahmen. Der dritte Teil der Arbeit behandelt die Umsetzung und 
Durchsetzung der Richtlinien zum öffentlichen  Auftragswesen. Als Ergebnis kann 
vorweggenommen werden, daß durch die Koordinierung eine spürbare Verände-
rung beispielsweise der Importraten für von öffentlichen  Auftraggebern  nachge-
fragte Güter und Dienste nicht eingetreten ist, sich demgegenüber aber der Verwal-
tungsaufwand sowohl auf Seiten der Auftraggeber  als auch in den für diese produ-
zierenden Unternehmen erhöht hat. Dieses Ergebnis wird anhand von Fallstudien 
belegt, die sich überwiegend auf den deutschen Markt beziehen. Daß sich diese 
jedoch auf andere Märkte in der Europäischen Union übertragen lassen, belegt un-
ter anderem die Anschlußstudie an den Cecchini I-Bericht, auf die im dritten Teil 
der Arbeit näher eingegangen wird. 

Diese Arbeit wäre nicht zustande gekommen ohne die besondere Unterstützung 
meines Doktorvaters Norbert Andel. Er hat mich dazu ermuntert, meine Forschun-
gen - neben anderen Aufgaben - mit dem nötigen Elan voranzutreiben und die Ar-
beit abzuschließen. Für seine Anregungen und seine Kritik bin ich sehr dankbar. 
Ganz besonderen Dank schulde ich zudem meinen Eltern, die mich in jeder Weise 
- auch in Krisenzeiten - unterstützt haben. Schließlich danke ich der Sozietät 
Coudert Schürmann, die mir den nötigen Freiraum gewährt hat, diese Arbeit fertig-
zustellen. 

Kirsten  Frank 
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Teil  I 

Die Ausgangssituation des Koordinierungsprozesses 

A. Die unterschiedlichen nationalen Konzepte 
in der Europäischen Union - Anlaß für die Koordinierung: 

Hintergrund und Perspektiven1 

Bei der Vollendung des Binnenmarktes nehmen die öffentlichen  Aufträge nach 
Ansicht der Kommission eine Schlüsselrolle ein und gelten als ein Kernbereich für 
das Zusammenwachsen der europäischen Volkswirtschaften. Schätzungen zufolge 
machen allein die Käufe der Verwaltungen jährlich etwa 7% des Bruttoinlandspro-
dukts der Gemeinschaft aus; bezieht man auch die Einkäufe öffentlicher  Unterneh-
men mit ein, errechnet sich ein Wert von durchschnittlich 10%.2 

Im ersten Teil dieser Arbeit werden zunächst Ursachen und Formen der Ab-
schottung auf den nationalen Vergabemärkten dargestellt und analysiert. Anschlie-

1 Auf die einzelnen nationalen Konzepte und die Mechanismen der öffentlichen Auftrags-
vergabe soll in dieser Arbeit nicht eingegangen werden. Hier wird auf die folgende Literatur 
verwiesen: Europäische Kommission: The Economics of 1992, The EC Commission's As-
sessment of the Economic Effects  of Completing the Internal Market, Study directed by Mi-
chael Emerson, assisted by Michel Aujean, Michel Catinat, Philippe Goybet and Alexis Jac-
quemin, Oxford 1988; dieselbe: Öffentliches  Auftragswesen. Regionale und soziale Aspekte, 
Kom (89) 400, Brüssel 1989; Gandenberger, Otto: Öffentliche  Auftragsvergabe,  in: Hand-
wörterbuch der Wirtschaftswissenschaften,  Band 5, hrsg. von Willi Albers et al., Stuttgart 
1980; Möllhoff,  Ulrich: Das öffentliche  Auftragswesen des Verteidigungsressorts im Span-
nungsfeld der Wirtschafts- und Finanzverfassung. Studien zum Finanz- und Steuerrecht, 
Band 9, hrsg. von Christian Flämig, Frankfurt  am Main u. a. 1985; Österreichische Bundes-
kammer der Gewerblichen Wirtschaft (Hrsg.): Europäische Systeme der Auftragsvergabe. 
Dargestellt am Beispiel der Vergabe von Bauaufträgen durch die öffentliche  Hand. Schriften-
reihe der Bundeskammer, Band 6, Wien 1968; Schmitz, Elke: Das Recht der öffentlichen 
Aufträge im Gemeinsamen Markt. Eine rechtsvergleichende Darstellung. Schriftenreihe Eu-
ropäische Wirtschaft, Band 57, hrsg. von Rudolf Regul, Baden-Baden 1972; Stolz, Kathrin: 
Das öffentliche  Auftragswesen in der EG. Möglichkeiten und Grenzen einer Liberalisierung, 
Schriftenreihe Europäisches Recht, Politik und Wirtschaft, Band 147, hrsg. von Jürgen 
Schwarze, Baden-Baden 1991; Weiter, Erich: Der Staat als Kunde. Öffentliche  Aufträge in 
der Wettbewerbsordnung. Veröffentlichungen  des Forschungsinstituts für Wirtschaftspolitik 
an der Universität Mainz, Heidelberg 1960. 

2 Vgl. Cecchini, Paolo: Europa '92. Der Vorteil des Binnenmarktes, Baden-Baden 1988, 
S. 37; Europäische Kommission: Vademekum über öffentliches  Auftragswesen in der Ge-
meinschaft, 87/C 358/01, Brüssel 1987, S. 1. 

2' 
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ßend wird das Potential einer Öffnung  der Vergabemärkte und der Koordinierung 
des Auftragswesens aufgezeigt. Davon ausgehend wird ein Ziel- und Maßnahmen-
katalog für die Koordinierung des Auftragswesens auf EU-Ebene erarbeitet. 

I. Ursachen, Formen und Wirkungen der Abschottung 
auf den nationalen Vergabemärkten 

1. Die Ursachen der Marktabschottung 

Die Ursachen der Abschottung nationaler Vergabemärkte sind vielfältig: Teil-
weise sind politische Motive, hauptsächlich aber wohl mangelndes Bewußtsein für 
die Vorteile eines möglichst breiten Wettbewerbs die Ursache dafür,  daß öffentli-
che Auftraggeber  immer wieder versuchen, in erster Linie auf das Angebot inlän-
discher Dienste und Produkte zurückzugreifen,  was zu einer Abschottung der na-
tionalen Märkte führt. 

Frühe Untersuchungen zeigen, daß ein wesentlicher Grund der Marktabschot-
tung für öffentliche  Aufträge darin liegt, daß Wähler und Politiker entsprechenden 
Druck auf die Vergabestellen ausüben. Nach dem Motto „Das Geld der Steuerzah-
ler soll im eigenen Land bleiben" werden öffentliche  Aufträge als geeignetes In-
strument angesehen, im eigenen Land Vollbeschäftigung zu erreichen oder zu si-
chern.3 Diese Idee ist auch dann die treibende Kraft,  wenn öffentliche  Aufträge ne-
ben dem eigentlichen Beschaffungszweck industrie-, regional-, konjunktur- und 
sozialpolitisch motiviert sind4 oder die nationale Unabhängigkeit von ausländi-
schen Produzenten sichern sollen5. Wie das Beispiel des deutschen Transrapid 
zeigt, soll die Ausführung eines öffentlichen  Auftrags gerade auf dem Gebiet der 
Hochtechnologie häufig als Aushängeschild dienen und wird als unerläßliches Mit-
tel zur Exportsicherung angesehen. Die Ziele der Allokationseffizienz  sowie der 

3 Vgl. Charpentier, Guy/Clarke, Richard: Das öffentliche  Auftragswesen im Gemeinsa-
men Markt. Bericht für die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Brüssel 1975, 
S. 9 f., 16 f. und 79; Europäische Kommission: Erste Mitteilung der Kommission an den Rat 
über den Stand der Öffnung der Märkte hinsichtlich der Vergabe von Lieferungsaufträgen 
durch öffentliche  Unternehmen und Unternehmen, die mit Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichen Interesse betraut sind, SEK(72) 2601 endg. vom 24. Juli 1972, Brüssel 1972, 
S. 28. 

4 Vgl. Charpentier, Guy/Clarke, Richard: Das Öffentliche  Auftragswesen im Gemeinsa-
men Markt, S. 17 und 79; Europäische Kommission: The „Cost of Non-Europe" in Public-
Sector Procurement. Research on the „Cost of Non-Europe". Basic Findings, Volume 5 Part 
A, Luxemburg 1988, S. 3. 

5 Vgl. Hartley, Keith: Public Procurement and Competitiveness: A Community Market for 
Military Hardware and Technology? Journal of Common Market Studies, Volume XXV, No. 
3, March 1987, S. 237 (239); Europäische Kommission: The „Cost of Non-Europe" in Pub-
lic-Sector Procurement, S. 3. 
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Wirtschaftlichkeit  des Beschaffungsvorgangs  treten dabei häufig in den Hinter-
grund und wirken nicht allein gegenüber dem Ausland abschottend, sondern gren-
zen auch inländische Anbieter vom Vergabemarkt aus, wenn diese nicht zum Kreis 
der Bevorzugten gehören. Zudem sind öffentliche  Auftraggeber,  die regelmäßig öf-
fentliche Aufträge vergeben, bestrebt, feste Bindungen zu bewährten Lieferanten 
aufzubauen. Diese Bande sind vielfach über Jahre und Jahrzehnte hinweg gewach-
sen und bestehen überwiegend nur mit inländischen Anbietern, weil diese, was 
nicht zu unterschätzen ist, den gleichen sprachlichen und kulturellen Hintergrund 
mitbringen6. Charpentier  und Clarke  haben in einer Untersuchung aus dem Jahre 
1975 herausgestellt, daß Ingenieure, die in den öffentlichen  Vergabestellen mit der 
Abfassung technischer Spezifikationen befaßt sind und die Angebote zu beurteilen 
haben, davon ausgehen, daß das während des Studiums und anschließend in ihrer 
beruflichen Praxis übermittelte Wissen allen anderen, also auch ausländischen Er-
fahrungen überlegen ist7. Das Angebot eines ausländischen Produzenten muß folg-
lich gegen ein häufig nicht einmal bewußtes Vorurteil ankommen. Unter anderem 
auf den unterschiedlichen Ausbildungssystemen beruht auch die von Mitgliedstaat 
zu Mitgliedstaat unterschiedliche Entwicklung der Versorgungsnetze, von denen 
jedes seine technologischen Eigenheiten aufweist. Die relative Starrheit und Un-
durchlässigkeit der einzelnen Systeme hat dazu geführt,  daß jedes Land eigene 
Standards, Normen und Spezifikationen entwickelt hat, die regelmäßig untereinan-
der nicht kompatibel sind.8 

Die öffentlichen  Auftraggeber  bevorzugen die örtliche Nähe der Lieferanten 
aber auch aus praktischen Gründen: Je geringer die Strecke zwischen Auftragneh-
mer und Auftraggeber,  desto leichter die Kommunikation. Das gilt nicht nur im 
Vorfeld einer Vergabe, wenn möglicherweise mit einzelnen Anbietern nachverhan-
delt wird, sondern auch während und nach der Ausführung des Auftrags. Der Auf-
tragnehmer kann ein Produkt schneller nachliefern und ist im Falle des Kunden-
dienstes besser zu erreichen als sein ausländischer Konkurrent9. 

Eine weitere Ursache dafür,  daß Vergabestellen sich häufig an inländische Un-
ternehmen wenden oder diese bevorzugen, liegt in der fehlenden Übersicht der öf-
fentlichen Einkäufer.  Häufig verfügen sie nicht über die Sprachkenntnisse, die not-
wendig wären, um ausländische Anbieter erreichen und schließlich auch deren An-
gebote beurteilen zu können.10 Wählen sie außerdem den einfacheren Weg der 

6 Vgl. Charpentier, Guy /Clarke, Richard: Das Öffentliche  Auftragswesen im Gemeinsa-
men Markt, S. 9 und 51; Wirtschafts- und Sozialausschuß der EU: Fragebogen zum öffentli-
chen Auftragswesen vom März/April 1996, S. 2. 

7 Vgl. Charpentier, Guy/Clarke, Richard: Das Öffentliche  Auftragswesen im Gemeinsa-
men Markt, S. 51. 

8 Vgl. ebenda, S. 64 ff.;  Europäische Kommission: Vademekum über Öffentliches  Auf-
tragswesen in der Gemeinschaft, S. 2; dieselbe: Erste Mitteilung der Kommission an den Rat 
über den Stand der Öffnung der Märkte vom 24. Juli 1972, S. 28. 

9 Vgl. ebenda, S. 28; Wirtschafts- und Sozialausschuß der EU: Fragebogen zum öffentli-
chen Auftragswesen, S. 2. 


